
des Neuaufbaues der Stadtgemeinde Berlin nach dem 
Umschwung von 1945 der Oberbürgermeister und die 
damaligen Bürgermeister als Bürgermeister im Sinne 
des § 23 TestGes. gelten konnten. Andererseits war der 
erste Unterzeichner des Bestätigungsvermerkes seiner 
Angabe nach aüch nicht einmal der Vorsteher, d. h. 
Leiter des Ortsteils Buch, sondern nur dessen Stell­
vertreter.

Der Vorsteher eines Gemeindeteils und somit auch 
sein Stellvertreter ist nach § 23 TestGes. nicht ohne 
weiteres befugt, bei der Errichtung eines Nottestaments 
als Amtsperson mitzuwirken (vgl. Vogels, Errichtung 
von Testamenten und Erbverträgen 1939, Anm. 2). Eine 
allgemeine Befugnis zur Vertretung des Leiters der 
Stadt Berlin (des Oberbürgermeisters) stand am
1. März 1946 auf Grund gesetzlicher Vorschriften ( § 2 3  
Abs. 5 TestGes.) ohne weiteres jedenfalls nur den Bür­
germeistern der Gesamtgemeinde und in Bezirks­
geschäften — Geschäften, die nicht von einer Stelle aus 
geführt werden müssen —, den Bezirksbügermeistern 
der Verwaltungsbezirke und ihren allgemeinen Vertre­
tern zu. Einem anderen kommunalen Funktionär 
mußte die diesbezügliche Vertretungsbefugnis durch 
eine allgemeine oder eine besondere Bestimmung einer 
dazu berechtigten Stelle übertragen werden, wenn er 
befähigt sein sollte, rechtswirksam als „Vertreter des 
Bürgermeisters“ bei der Errichtung eines Nottestaments 
mitzuwirken. Ob die an sich mögliche Übertragung 
einer solchen Befugnis auf den ersten Unterzeichner 
des Bestätigungsvermerkes am 1. März 1946 Vorgelegen 
hat, muß der Prüfung des Tatrichters Vorbehalten 
bleiben.

Daß der stellvertretende Bezirksvorsteher entgegen 
§ 23 Abs. 5 Satz 2 TestGes. in der Niederschrift nicht 
angegeben hat, worauf sich seine Vertretungsbefugnis 
stützte, steht jedenfalls wiederum nicht der Gültigkeit 
des Testaments entgegen, da es sich auch hier nur um 
eite Sollvorschrift handelt und gegebenenfalls auch in­
soweit § 23 Abs. 6 der Entscheidung des Tatrichters 
Vorbehalten bleiben müßte.

Wenn der erste Unterzeichner des Bestätigungsver­
merkes nicht zur Vertretung des Bürgermeisters bei 
der Errichtung des Testaments befugt gewesen sein 
sollte und somit das Vorliegen eines gültigen Not­
testamentes nach § 23 TestGes. nicht anerkannt wer­
den kann, so bleibt immer noch die Möglichkeit offen, 
daß er als Zeuge gemäß § 24 Abs. 2 anzusehen ist, der 
neben den beiden anderen Zeugen mitgewirkt hat, und 
daß ein gültiges Nottestament auf Grund dieser Ge­
setzesbestimmung vorliegt.

Vorausetzung für die gültige Errichtung eines Not­
testaments vor drei Zeugen nach § 24 Abs. 2 ist, daß 
der Erblasser sich bei seiner Errichtung in so naher 
Todesgefahr befindet, daß voraussichtlich auch die Er­
richtung eines Testaments nach § 23 nicht mehr mög­
lich ist. Ob diese Voraussetzung Vorgelegen hat, wird 
der Tatrichter zu prüfen und festzustellen haben. Hier­
bei wäre wiederum zu berücksichtigen, daß nach § 24 
Abs. 3 Satz 2 die Bestimmung des § 23 Abs. 2 Satz 2 
sinngemäß Anwendung findet. Dabei wird auch hier zu 
beachten sein, daß der Erblasser erst am 14. Tage nach 
dem 1. März 1946 gestorben ist.

Nach § 24 Abs. 3 Satz 2, § 23 Abs. 2 Satz 1 TestGes. wäre 
in der Niederschrift auch festzustellen gewesen, daß 
die im § 24 Abs. 2 bezeichnete nahe Todesgefahr Vor­
gelegen hat. Wenn auch dies wieder nicht geschehen 
ist, so wird die Gültigkeit des Testaments nach § 24 
Abs. 3 Satz 2, § 23 Abs. 2 Satz 2, sowie gegebenenfalls 
nach § 23 Abs. 6 dadurch nicht berührt.

Im Endergebnis ist also die Frage, ob das vorlie­
gende Testament ein gültiges Nottestament nach § 23 
oder § 24 TestGes. darstellt und somit der Beschwerde­
führerin der beantragte Erbschein zu erteilen ist, nicht 
mit den Vorinstanzen ohne weiteres zu verneinen. 
Vielmehr ist zu ihrer endgültigen Klärung noch eine 
eingehende Prüfung gemäß den vorstehenden Ausfüh­
rungen erforderlich.

Somit ist die Sache unter Aufhebung der Entschei­
dungen beider Vorinstanzen zur anderweitigen Prüfung 
und Entscheidung nach Maßgabe der vorstehenden

Gründe an das Amtsgericht Berlin-Pankow zurückzu­
verweisen.

A n m e r k u n g :
Vgl. hierzu die Entscheidung des OLG Gera v. 19. 6.47 

(NJ 1941, H e f t  6 8.133 J, die strengere Anforderungen 
an den Begriff der „Niederschrift“ zu stellen scheint. 
Die damit aufgeworfene Rechtsfrage wird zur Diskus­
sion gestellt. Die Red.

StundungsVO und Thür. Vertragshilfegesetz v. 31.1( 
45 (Ges. S. S. 49).

Eine Regelung im Vertragshilfeverfahren darf nicht 
die Entscheidung über einen Teil der anerkannten For­
derungen im Ungewissen lassen.

OLG Gera, Beschluß vom 16.1.48 — 3 VI 13/47.
Die Antragstellerin hat unter dem 6. März 1946 auf 

Grund des thüringischen Gesetzes über die Gewährung 
von Vertragshilfe aus Anlaß der wirtschaftlichen Fol­
gen des Zusammenbruchs vom 31.10.45 ein Vertrags­
hilfeverfahren beantragt. Durch Beschluß vom 4.10. 
47 hat das AG Erfurt angeordnet, daß die Antrag­
stellerin den Gläubigern bis zum 31.12.47 eine Teil­
zahlung von 10 °/o auf ihre Forderungen zu leisten und 
weitere 15 % bis längstens 30. 6. 49, davon mindestens 
5 °/o bis 30. 6.48, zu zahlen habe. Durch Schreiben vom 
16.12. 47 hat die Antragstellerin erklärt, daß sie diesen 
Beschluß so auslege, daß die restlichen 75 °/o der For­
derungen erlassen seien, und um eine entsprechende 
Ergänzung des Beschlusses gebeten. Diesen Antrag 
hat das AG durch Beschluß vom 17.12.47 abgelehnt. 
Das AG ist der Ansicht, daß über einen Erlaß der 
restlichen 75 °/o erst nach Ablauf einer angemessenen 
Frist entschieden werden könne, wenn die weitere Ent­
wicklung der gesamten deutschen Wirtschaftslage zu 
übersehen sei. Die dagegen eingelegte sofortige Be­
schwerde der Antragstellerin führte zur Zurück­
verweisung.

Aus den Gründen:
Das Verfahren des AG entspricht nicht den geltenden 

Rechtsvorschriften. Die StundungsVO vom 4. 7. 46, die 
im Lande Thüringen mit Wirkung vom 1.1.47 in Kraft 
gesetzt worden ist, bringt wesenthche Änderungen 
gegenüber dem in Thüringen bis dahin geltenden Ver­
tragshilf er echt, insbesondere ist ein Erlaß der For­
derungen der Gläubiger nicht mehr zulässig. Zwar gilt 
für die anhängigen Verfahren noch das bisherige thü­
ringische Recht mit der Möglichkeit des Erlasses. Aber 
es widerspricht dem wirtschaftspolitischen Zweck der 
StundungsVO, durch ein Hinausschieben der Entschei­
dung bis zu einem ungewissen Zeitpunkt, an dem die 
Entwicklung der deutschen Wirtschaftsverhältnisse 
endgültig zu übersehen ist, die Anwendung der Erlaß­
möglichkeit des aufgehobenen thüringischen Vertrags­
hilferechts noch nach Jahren offen zu halten. Anhän­
gige Verfahren müssen nach der gegenwärtigen Wirt­
schaftslage geprüft und endgültig entschieden werden. 
Der Senat hat diesen Grundsatz bereits in einem frühe­
ren Beschluß ausgesprochen.

Im vorliegenden Falle hat das AG im Beschluß vom 
4.10.47 ausschließlich Teilzahlungen bis zum 30.6.49 
angeordnet, ohne irgendeine weitere Entscheidung zu 
treffen. Insbesondere hat es über die restlichen 75 »/• 
der Gläubigerforderung überhaupt keine Entscheidung 
gegeben. Es ist weder ein Erlaß noch eine Stundung 
dieser 75 o/o angeordnet worden. In dem Beschluß 
vom 17.12.47 ist die beantragte Ergänzung dieser Ent­
scheidung ausdrücklich abgelehnt worden. Dieses Ver­
fahren entspricht nicht den oben entwickelten Grund­
sätzen über die Notwendigkeit eines alsbaldigen rechts­
kräftigen Abschlusses der noch anhängigen Verfahren. 
Das AG ist in der Lage, auf Grund der Aktenunter­
lagen, die nötigenfalls zu ergänzen sind, endgültig über 
die Gesamtheit der Gläubigerforderung zu entscheiden 
und ist dazu nach den obigen Darlegungen auch ver­
pflichtet. Die angefochtenen Beschlüsse waren daher 
aufzuheben; die Sache ist zur erneuten Prüfung und 
Entscheidung an das AG zurückzuverweisen.

A n m e r k u n g :  ‘ 1>~'
Dem Beschluß ist zuzustimmen. Insbesondere ist es 

zutreffend, daß die Versagung der Möglichkeit eines
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